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Mehr Teilhabe, mehr 
Selbstbestimmung

1. Einordnung der Reform

3

BTHG

UN-Behindertenrechtskonvention

Sozialleistungen

SER 
Reform

Maßnahmenkatalog

NAP

BGG

Barrierefreiheit,
Gleichstellung



Beeinträchtigungen 29 Mio.

Behinderungen
16,8 Mio.

Anerkannte 
Behinderungen 10,2 Mio.

Anerk. Schwerb.
7,6 Mio.

Grundsicherung im 
Alter und bei 

Erwerbsminderung
1,0 Mio.

Hilfe zum 
Lebens-

unterhalt
398 Tsd.

Empf. Egh
711 Tsd.

Quelle: 
DESTATIS 2016
Zahlen: Ende 2015

Versor-
gungsbe-
rechtigte
206 Tsd.

1. Einordung der Reform
- Um wen und was geht 

es (i.w.S.)? 
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1. Einordung der Reform
- Leistungen für Menschen mit 

Behinderung: Systeme und 
Zuständigkeiten

SGB XII
Eingliederungshilfe

SGB II, SGB XII
Lebensunterhalt, 

Vertragsrecht

SGB III
Arbeitsförderung

SGB V
Krankenversicherung

SGB VI
Rentenversicherung

SGB IX
Koordination und 
Zusammenarbeit

SGB XI
Pflegeversicherung

Kultusbereich
Leistungen für Schul-
und Hochschulbesuch

SGB VIII
Kinder- und 
Jugendhilfe
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1. Einordung der Reform
- Um wen und was geht es 

(institutionell)? 

6

Träger der Eingliederungshilfe: Kommunen und Länder



1. Einordnung der Reform-
- Arbeitsgruppe BTHG

Alle Infos zur AG BTHG:
www.gemeinsam-einfach-machen.de
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Dynamik der Ausgaben:
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2. Handlungsbedarfe 
- Ausgabenentwicklung in der EGH 



Die wichtigsten Ausgabenblöcke 2015:
Insgesamt 17,0 Mrd. Euro brutto*
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2. Handlungsbedarfe 
- Ausgabenblöcke der EGH

6,7

4,4

0,8

0,9

0,3

1,8

0,4

0,5

0,1

Hilfen zum Leben in  betreuten
Wohneinrichtungen

Leistungen in Werkstätten für behinderte
Menschen

Heilpädagogische Leistungen für Kinder

Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung

Sonstige Leistungen der Eingliederungshilfe

Ausgaben in Einrichtungen Ausgaben außerhalb von Einrichtungen

* entspricht 15,6 Mrd. Euro netto



Die wichtigsten Ausgabepositionen:
Durchschnittliche Fallkosten Eingliederungshilfe 2014
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*Fallzahlen  = Empfänger im Laufe des Jahres insgesamt

2. Handlungsbedarfe 
- Fallkosten in der EGH

30.016 €

16.610 €

15.129 €

8.599 €

7.040 €

Hilfen zum Leben in einer betreuten
Wohneinrichtung

Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung

Leistungen in Werkstätten für behinderte
Menschen

Hilfen zum Leben in einer eigenen Wohnung
oder einer Wohngemeinschaft

Heilpädagogische Leistungen für Kinder



2. Handlungsbedarfe
- Koalitionsvertrag – Fachliche Ziele
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Zusammenhalt der Gesellschaft
Eingliederungshilfe reformieren – Modernes Teilhaberecht   
entwickeln

„Wir wollen die Menschen, die aufgrund einer wesentlichen Behinderung nur 
eingeschränkte Möglichkeiten der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
haben, aus dem bisherigen „Fürsorgesystem“ herausführen und die 
Eingliederungshilfe zu einem modernen Teilhaberecht weiterentwickeln. Die 
Leistungen sollen sich am persönlichen Bedarf orientieren und entsprechend 
eines bundeseinheitlichen Verfahrens personenbezogen ermittelt werden. 
Leistungen sollen nicht länger institutionenzentriert, sondern 
personenzentriert bereit gestellt werden. Wir werden das Wunsch- und 
Wahlrecht von Menschen mit Behinderungen im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention berücksichtigen. Menschen mit Behinderung 
und ihre Verbände werden von Anfang an und kontinuierlich am 
Gesetzgebungsprozess beteiligt.“



2. Handlungsbedarfe
- Koalitionsvertrag – Finanzrahmen
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Solide Finanzen
Handlungsfähig im Bund, in Ländern und Kommunen:

„Wir werden ein Bundesleistungsgesetz für Menschen mit Behinderung 
(Bundesteilhabegesetz) erarbeiten. Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes wird 
der Bund zu einer Entlastung der Kommunen bei der Eingliederungshilfe 
beitragen. Dabei werden wir die Neuorganisation der Ausgestaltung der 
Teilhabe zugunsten der Menschen mit Behinderung so regeln, dass keine 
neue Ausgabendynamik entsteht.“



3. Ziel und Struktur des BTHG
- Ziele
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1. Verbesserung der Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderungen -
Umsetzung UN-BRK 

2. Keine neue Ausgabendynamik



Teil 1: 
Allg. Reha- und 
Teilhaberecht

Teil 2: 
Eingliederungs-

hilferecht

Teil 3: 
Schwerbehinder-

tenrecht

3. Ziel und Struktur des BTHG
- Struktur

• BTHG ist als Artikelgesetz ausgestaltet
• Artikel 1: Neufassung des SGB IX in drei Teilen
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Artikel 2 … …. … Artikel 26

• Änderungen in anderen Gesetzen: 



4. SGB IX Teil 1 
- Behinderungsbegriff

Ziel: Rechtsklarheit und Schärfung des Bewusstseins für das 
zeitgemäße Verständnis von Behinderung im Sinne der UN-BRK

• UN-BRK-konforme Neufassung des Behinderungsbegriffs

• Regelung korrespondiert mit dem novellierten Behinderungsbegriff im 
Behinderungsgleichstellungsgesetz (BGG)

• Abweichungen zum BGG, weil Eingangsnorm für Leistungen:

Abweichung vom alterstypischen Zustand

mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 6 Monate 

15



4. SGB IX Teil 1 
- Verfahrensregelungen

Ziel: Mehr Verbindlichkeit der Verfahrensregelungen im SGB IX, Teil 1
• Vorrangige und abweichungsfeste Ausgestaltung der der Kapitel 2 – 4 

durch Schärfung des § 7 SGB IX

• Stärkung des Präventionsgedanken durch neues Kapitel 2 „Einleitung 
der Rehabilitation von Amts wegen“

• Modellvorhaben zur Stärkung der Rehabilitation (neuer § 11)

• Maßnahmen zur Unterstützung der frühzeitigen Bedarfserkennung     
(§ 12)
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4. SGB IX Teil 1 
- Einleitung der Reha von Amts wegen (§ 9)

Ziel: Frühzeitige Erkennung und Koordinierung von Reha-Bedarfen

• Bereits bei Antragstellung von Sozialleistungen muss geprüft werden, 
ob andere Reha-Träger oder die Pflegekassen zu beteiligen sind.

• Klarstellung des Grundsatzes „Reha vor Pflege“ – Pflegekassen sind 
verpflichtet bei Bedarf auf Antragstellung von Leistungen zur 
medizinischen Reha hinzuwirken. 

• Jobcenter müssen bei Bearbeitung eines Arbeitslosengeld II-Antrags 
prüfen, ob Reha-Bedarfe in Betracht kommen.
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4. SGB IX Teil 1 
- Modellvorhaben zur Stärkung der Reha (§ 11)
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Förderrichtlinien

Modelvorhaben zur Erprobung flankierender frühzeitiger Unterstützungsangebote für
• Menschen mit drohender Behinderung und/oder
• Menschen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen

Wissenschaftliche Untersuchung und ggf. Überführung in Dauerrecht

5 Jahre



4. SGB IX Teil 1 
- Frühzeitige Bedarfserkennung (§§ 12, 13)

Ziel: Verhinderung von Erwerbsunfähigkeit und Behinderung

• Reha-Träger sollen insbesondere durch Bereitstellung von 
Informationsangeboten sicherstellen, dass Reha-Bedarf frühzeitig 
erkannt wird.

• Reha-Träger sollen zur Ermittlung des individuellen Reha-Bedarfs 
systematische und standardisierte Instrumente verwenden –
nicht einheitlich, aber nach einheitlichen Maßstäben

• BMAS untersucht die Wirkung der Instrumente (Ergebnisse Ende 
2019).
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4. SGB IX Teil 1 
- Bessere Koordinierung

Ziel: Klare Zuständigkeiten und Sicherstellung einer Leistungs-
gewährung „wie aus einer Hand“

• Für alle Reha-Träger verbindliches Teilhabeplanverfahren 

• Neuschaffung bzw. Schärfung der Regelungen zu:

 Zuständigkeitsklärung (§ 14)
 Beteiligung weiterer Reha-Träger durch Feststellungen (§ 15)
 Ergebnisdokumentation in einem Teilhabeplan (§ 19)
 Fallkonferenzen - mit Zustimmung der Betroffenen (§ 20)
 Erstattungsverfahren der Reha-Träger untereinander (§ 16)
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4. SGB IX Teil 1 
- ergänzende unabh. Teilhabeberatung

Ziel: Stärkung der Position des Leistungsberechtigten/Ratsuchenden 
gegenüber den Reha-Trägern und Leistungserbringern im sozial-
rechtlichen Dreiecksverhältnis 

21

Reha-Träger

Leistungserbringer
Leistungsberechtigter/ 

Ratsuchender

Ergänzende unabhängige 
Teilhabeberatung 



4. SGB IX Teil 1 
- ergänzende unabh. Teilhabeberatung

Ziel: Stärkung der Position des Leistungsberechtigten / Ratsuchenden
gegenüber den Reha-Trägern und Leistungserbringern im sozial-
rechtlichen Dreiecksverhältnis 

• Allen Menschen offenstehendes, unabhängiges Beratungsangebot zur 
Klärung von Teilhabebedarfen

• Gesetzliche Grundlage
• Umsetzung durch Förderung flächendeckender Beratungsangebote 

mittels eines Bundesprogrammes unter Einbindung der Länder (ohne 
Ko-Finanzierungserfordernis)

• Schwerpunkt auf „Peer Counseling“; Beratung von Menschen mit 
Behinderungen durch Menschen mit Behinderungen

Beachte: Leistungsberechtigte der Eingliederungshilfe werden vom Träger der 
Eingliederungshilfe weiterhin beraten und unterstützt. (§ 106 SGB IX)
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4. SGB IX Teil 1 
- Wegfall Gemeinsame Servicestellen

Ziel: Reduzierung von Verwaltungsaufwand – Reaktion auf 
Praxiserfahrungen 

• Gemeinsame Servicestellen (GS) nach § 23 SGB IX haben sich bis auf 
wenige Ausnahmen nicht bewährt. Gründe:
 Keine Verpflichtung zur Einrichtung
 Keine finanzielle Unterlegung
 insbesondere kommunale Reha-Träger beteiligen sich kaum.

• Funktionierende GS können in „Ansprechstellen“ nach § 12 Abs. 1 
Satz 3 SGB IX aufgehen.

• Ergänzende unabhängige Beratung und Teilhabeplanverfahren 
übernehmen künftig flächendeckend Aufgaben der GS. 
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4. SGB IX Teil 1 
- Teilhabe am Arbeitsleben

Ziel: Stärkere Personenzentrierung der Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben für dauerhaft Erwerbsgeminderte

Schaffung von Alternativen zur WfbM durch:
• Beschäftigung bei einem anderen Leistungsanbieter oder 

• Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt;
Unterstützung der Arbeitgeber durch Budget für Arbeit zur   
Finanzierung von:
 einem unbefristeten Lohnkostenzuschuss zum Ausgleich der 

dauerhaften Minderleistung des Beschäftigten mit Behinderungen
 einer im Einzelfall notwendigen Anleitung und Begleitung am 

Arbeitsplatz

• Rückkehrrecht in die WfbM
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4. SGB IX Teil 1 
- Frühförderung

Ziel: Präzisierung der Inhalte und Stärkung bereits bestehender 
Strukturen und der Prävention

• Konkrete Definition der Frühförderung als Komplexleistung

• Gesetzliche Regelung der Kostenanteile: für heilpädagogische 
Leistungen (nicht-GKV-Leistungen) sind in
 Frühförderstellen max. 65 %  und
 in sozialpädiatrischen Zentren max. 20 % i.d.R. von der Eingliederungshilfe zu 

finanzieren
 Ziel: Klare Rahmenbedingungen für Umsetzung und Kostentragung
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4. SGB IX Teil 1 
- Teilhabe an Bildung

Ziel: Abbildung des bisherigen Leistungsspektrums der Reha-Träger 
in einem eigenen Kapitel im SGB IX, Teil 1

• Unterstreichung des höheren Stellenwerts von (schulischer) 
Bildung im Sinne des Artikels 24 der UN-BRK durch neues eigenes 
Kapitel

• Im SGB IX, Teil 1: Abbildung des bisherigen Leistungsspektrums

• Im SGB IX, Teil 2 (Eingliederungshilfe): Erweiterung des 
Anwendungs-bereichs auf den Bereich der schulischen und 
hochschulischen beruflichen Weiterbildung (u.a. 
Masterstudiengänge)
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4. SGB IX Teil 1 
- Soziale Teilhabe

Ziel: Herstellung von Rechtsklarheit und Rechtssicherheit ohne 
Leistungsausweitung oder Leistungseinschränkung 

• Eindeutige Begriffsdefinition „Soziale Teilhabe“

• Strukturierung der Leistungen in einem weiterhin offenen 
Leistungskatalog unter Aufnahme bisher unbenannter Leistungen, 
wie z.B.: 

 Leistungstatbestand „Assistenzleistungen“ (beinhaltet auch 
Leistungen für behinderte Eltern – „Elternassistenz“)

 Leistungstatbestand „Leistungen zur Mobilität“
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4. SGB IX Teil 1 
- Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 

(BAR)

Ziel: Verbesserung der Zusammenarbeit der in der BAR miteinander 
verbundenen Reha-Träger

• Gesetzliche Festschreibung der teilweise bereits wahrgenommenen 
Aufgaben der BAR

• Schaffung von mehr Transparenz über die Zusammenarbeit der 
Reha-Träger durch regelmäßigen Teilhabeverfahrensbericht 
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Teil 1: 
Allg. Reha- und 
Teilhaberecht

Teil 2: 
Eingliederungs

-hilferecht

Teil 3: 
Schwerbehinder-

tenrecht

5. SGB IX Teil 2 
- Eingliederungshilferecht

• BTHG ist als Artikelgesetz ausgestaltet
• Artikel 1: Neufassung des SGB IX in drei Teilen
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Artikel 2 … …. … Artikel 26

• Änderungen in anderen Gesetzen: 



SGB IX

Teil 1

Teil 3Teil 2

5. SGB IX Teil 2
- Eingliederungshilferecht

30

Fürsorge

Versicherung

Versorgung
EGH              

Fachleistungen

Herauslösen der Eingliederungshilfe aus dem SGB XII und 
Integration als neuer Teil 2 ins SGB IX 

SGB XII               
Leistungen zum 
Lebensunterhalt



5. SGB IX Teil 2
- Eingliederungshilferecht: 

Personenzentrierung
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Aufhebung der Differenzierung 
zwischen stationärer, 

teilstationärer und ambulanter 
Maßnahmen 

Trennung von Fachleistungen der 
EGH und existenzsichernden 

Leistungen zum Lebensunterhalt

Ermöglichung einer 
selbstbestimmten Lebensführung 

(Art. 19 UN-BRK)

Personenzentrierung



Trennung Fachleistung/Leistungen zum Lebensunterhalt
bei vollstationären Einrichtungen
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Fachleistungen
EGH-Träger

(SGB IX, Teil 2)

Leistungen zur sozialen 
Teilhabe, z.B.
• Assistenzleistungen
• Leistungen zur 

Mobilität
• Hilfsmittel

Existenzsichernde 
Leistungen

(SGB XII/SGB II)

• Unterkunft
• Heizung
• Lebensmittelversorgung
• Bekleidung
• einmalige Bedarfe 

(z.B. Erstausstattung)
• Bildungsbedarfe 

(z.B. Klassenfahrten)
• Mehrbedarfe

Personenzentrierung

5. SGB IX Teil 2
- Eingliederungshilferecht: Personenzentrierung



5. SGB IX Teil 2
- Kapitel 1: Allgemeine Vorschriften

• Aufgabe der Eingliederungshilfe: Ermöglichung einer individuellen 
Lebensführung; Förderung der vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft (§ 90 SGB IX)

• Aufgabe der Länder: Hinwirken auf flächendeckende, bedarfsdeckende, am 
Sozialraum orientierte und inklusiv ausgerichtete Angebote von 
Leistungserbringern, Trägerbestimmung (§ 94 SGB IX)

• Sicherstellungsauftrag: Sicherstellung personenzentrierter Leistung für 
Leistungsberechtigte unabhängig vom Ort der Leistungserbringung 
(§ 95 SGB IX)

• Die Träger der Eingliederungshilfe beschäftigen Fachkräfte, die umfassende 
Kenntnisse u.a. über den leistungsberechtigten Personenkreis, von 
Teilhabebedarfen und -barrieren sowie den regionalen Sozialraum und seiner 
Möglichkeiten zur Durchführung von Leistungen haben (§ 97 SGB IX)

33

Ziele:

1)…
2)…

Ziele erreicht:
ja      nein

1)
2)



5. SGB IX Teil 2 
- Kapitel 1: Verhältnis EGH zu Pflegeleistungen (§ 91 Abs. 3)

• Bei den Regelungen zur Leistungsabgrenzung im 
Überschneidungsbereich von Eingliederungshilfe und Pflege wird es
beim heute bestehenden Nebeneinander der Leistungssysteme im 
häuslichen Umfeld bleiben. Verweis auf § 13 Abs. 3 SGB XI

• Die Leistungspflicht der Pflegeversicherung bleibt unberührt. 
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Ziel: Bisheriges Nebeneinander der Systeme bleibt erhalten. Niemand soll 
gegen seinen Willen in eine Pflegeeinrichtung abgeschoben werden.



5. SGB IX Teil 2 
- Kapitel 2: leistungsber. Personenkreis (§ 99 SGB IX)
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Bis Ende 2022 erfolgt Zugang nach bisherigen Recht

Untersuchung zur 
Entwicklung von neuen 

Zugangskriterien.

Überprüfung der Kriterien 
in Modellregionen

Bundes-
gesetz

Ab 2023:

• ICF-orientierter 
Zugang

• Anknüpfung an 
Behinderungs-
begriff

• Weder Ein-
schränkung
noch 
Ausweitung 
gegenüber 
geltendem 
Recht



5. SGB IX Teil 2
- Kapitel 2: Menschen mit Behinderungen und Pflegebedarf –

Lebenslagenmodell (§ 103)
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Behinderung 
- von Geburt an oder
- bis zur Regelaltersgrenze eingetreten

Behinderung und Pflegebedürftigkeit nach 
Erreichen der Regelaltersgrenze 

Leistungen der Eingliederungshilfe umfassen die 
häuslichen Leistungen der Hilfe zur Pflege

Bis zum Erreichen der 
Regelaltersgrenze 

Über die 
Regelaltersgrenze hinaus, 

soweit die Ziele der 
Eingliederungshilfe 

erreicht werden können

Einkommens- und Vermögensgrenzen der 
Eingliederungshilfe gelten

Gleichrangigkeit von Eingliederungs- und 
Pflegeleistungen  Zugang zu beiden Leistungen

Hilfe zur Pflege wird nach den Einkommens- und 
Vermögensgrenzen der Sozialhilfe erbracht



5. SGB IX Teil 2
- Kapitel 2: Wunsch- und Wahlrecht (allgemein) 

(§ 104) 

Ziel: Wünsche der Betroffenen sollen berücksichtigt werden, 
wenn sie angemessen oder Alternativen dazu zumutbar sind.

• Wünschen des Leistungsberechtigten ist zu entsprechen, wenn sie 
angemessen sind. Angemessenheitsprüfung umfasst Kostenvergleich, 
Besonderheit des Einzelfalls und Ziele der Leistungen. Voraussetzung: 
Der Bedarf muss auch durch eine vergleichbare andere Leistung 
gedeckt werden können. 

• Eine von den Wünschen des Leistungsberechtigten abweichende 
Leistung darf nur gewährt werden, wenn sie zumutbar ist.

• Im Rahmen der Angemessenheitsprüfung ist auch die bisherige 
Leistungsgewährung zu berücksichtigen: Was im geltenden Recht als 
angemessen angesehen wird, soll auch nach dem neuen Recht 
angemessen sein.
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5. SGB IX Teil 2
- Kapitel 2: Wunsch- und Wahlrecht (Wohnform) (§ 104 Abs. 3) 
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Angemessenheits- und Zumutbarkeitsprüfung bei der Wahl der Wohnform

Besondere Wohnform 
zumutbar

Besondere Wohnform 
nicht zumutbar

Bei Gleichbewertung der 
Angemessenheit in und 
außerhalb besonderer 

Wohnformen

Wohnen in 
besonderer 
Wohnform

Wohnen außerhalb besonderer Wohnform

Leistungsberechtigter 
entscheidet 

Bedarf kann nicht 
gedeckt werden

Bedarf kann 
gedeckt werden

Kostenvergleich



• Neu-Strukturierung der Leistungen zur Rechtssicherheit und 
Rechtsklarheit, neue Leistungstatbestände
 „Assistenzleistungen“ (beinhaltet auch Leistungen für behinderte Eltern –

„Elternassistenz“)

 „Leistungen zur Mobilität“

• keine Leistungseinschränkungen
• Leistungsausweitungen in gewissem Rahmen: 

z.B. Masterstudiengänge bei den Leistungen zur Teilhabe an Bildung 

5. SGB IX Teil 2
- Kapitel 3-6: Leistungen

Kapitel 3: Medizinische Rehabilitation
Kapitel 4: Teilhabe am Arbeitsleben
Kapitel 5: Teilhabe an Bildung
Kapitel 6: Soziale Teilhabe
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5. SGB IX Teil 2
- Kapitel 6: Gemeinsame Inanspruchnahme ( § 116)

Ziel: Schaffung einer Rechtgrundlage für gemeinschaftliche 
Leistungserbringung – keine Verschlechterungen für die Betroffenen

• Leistungen der Eingliederungshilfe können gleichzeitig an mehrere 
Leistungsberechtigte erbracht werden. Beispiele: Fahrdienst, 
Begleitung bei Einkäufen, Nachtwachen, Integrationshelfer in Schulen

• Voraussetzungen: 
1. Berücksichtigung persönlicher, familiärer und örtlicher Umstände 

(Zumutbarkeit)
2. Entsprechende Vereinbarungen mit Leistungserbringern
⇒ Das individuelle Bedarfsdeckungsprinzip wird nicht eingeschränkt!

• Ausnahme: Assistenzleistungen, die im Zusammenhang mit dem 
Wohnen stehen und im Bereich der sozialen 
Beziehungen/persönlichen Lebensplanung stehen, dürfen nicht 
gemeinsam erbracht werden (§ 104 Abs. 3 Satz 4 SGB IX)
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5. SGB IX Teil 2 
- Kapitel 7: Gesamtplan - Verfahren

41

Bedarfsermittlung durch Träger der 
Eingliederungshilfe anhand eines 
Instruments (z.B. Fragebogen, 
Checkliste) 

Stellungnahmen anderer Rehaträger

Beteiligung der Pflegekasse

Beteiligung des Trägers der Hilfe zur Pflege

Beteiligung des Trägers der Hilfe zum 
Lebensunterhalt 

Gesamtplankonferenz

Feststellung der Leistungen

Be
da

rf
se

rm
itt

lu
ng

Gesamtplan

Teilhabevereinbarung

Feststellung der Leistungen

Erlass des 
Verwaltungs-

aktes



5. SGB IX Teil 2
- Kapitel 2: Gesamtplanung - Instrumente

Ziel: Sicherstellung bedarfsdeckender Leistungserbringung

• Instrumente zur Bedarfsermittlung in der Eingliederungshilfe sind 
konkrete Werkzeuge (z.B. Fragebogen, Leitfaden, Checkliste)

• Die Instrumente sollen auf einer wissenschaftlichen Grundlage 
beruhen

• Teil 2 des SGB IX kann kein konkretes Instrument für die Durchführung 
der Bedarfsermittlung festlegen, sondern lediglich grundsätzliche 
Orientierungen mit Blick auf die Instrumente beinhalten.

• Zentral steht dabei die Orientierung an der ICF (u.a. bio-psychosoziales 
Modell von Behinderung, Lebensbereiche). (Die ICF selbst ist kein 
Instrument zur Bedarfsermittlung!)

• Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
das Nähere über das Bedarfsermittlungsinstrument zu bestimmen.
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5. SGB IX Teil 2 
-Kapitel 8: Vertragsrecht

Ziel: Weiterentwicklung des bisherigen Vertragsrechts im SGB XII
• Definition geeigneter Leistungserbringer, insbesondere Wirtschaftlichkeit 

(„unteres Drittel“)

• Anforderungen an das Fach- und Betreuungspersonal der Leistungserbringer, 
u.a.: 

• Keine Vorstrafen für Sexualdelikte, Führungszeugnis
• berufsspezifische Ausbildung und Zusatzqualifikationen
• Kommunikationsfähigkeit  

• Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfung
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5. SGB IX Teil 2 
-Kapitel 8: Vertragsrecht

Ziel: Weiterentwicklung des bisherigen Vertragsrechts im SGB XII
• Verbindliche Regelung und Schriftformerfordernis von notwendigen Inhalten 

der Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen
• Schiedsstellenfähigkeit der Leistungsvereinbarungen
• Verbleib bei personenbezogener Leistungserbringung                                               

(keine wettbewerbliche Vergabe!)
• Abweichungsklausel, mittels derer die Beteiligten durch abweichende 

Zielvereinbarungen alternative Leistungs- und Finanzierungsstrukturen 
etablieren können
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1. Schritt 

2. Schritt
5. SGB IX Teil 2 

Einkommen und Vermögen –
1. Reformschritt

Ziel: Verbesserungen im bestehenden System (SGB XII)

• Erhöhung Einkommensfreibetrag für Erwerbstätige um bis zu 260 Euro monatlich
• Erhöhung Vermögensfreibetrag um 25.000 Euro
• Noch keine Veränderungen bei Anrechnung des Partnereinkommen
• erhöhter Einkommens- und Vermögensfreibetrag (wenn das Vermögen aus 

Erwerbseinkommen erzielt wurde) auch bei Beziehern von Hilfe zur Pflege
• um 26 Euro monatlich höherer Freibetrag für das Arbeitsförderungsgeld von 

WfbM – Beschäftigten
• Erhöhung des Arbeitsförderungsgeldes von 26 auf 52 Euro monatlich
• Schonvermögensgrenze in der Sozialhilfe soll zum 1.4.2017 von 2.600 auf 5.000 

Euro erhöht werden.
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2017 – 2019

ab 2020



1. Schritt 

2. Schritt

5. SGB IX Teil 2 
Kapitel 9: Einkommen und Vermögen –

2. Reformschritt

Ziel: Verbesserungen in der Eingliederungshilfe-neu (SGB IX, Teil 2)
• Maßgeblich sind künftig die Summe der Einkünfte des Vorvorjahres 

nach EStG oder die Bruttorente
• Bis zu einer Summe der Einkünfte von rund 30.000 Euro jährlich ist 

kein Beitrag aufzubringen. Von übersteigenden Einkünften ist ein 
monatlicher Beitrag von 2 Prozent des übersteigenden Betrages 
aufzubringen.

• Im Durchschnitt verbleibt den Betroffenen deutlich mehr von ihren 
Einkünften.

• Erhöhung Vermögensfreigrenze auf 50.000 Euro (für alle Personen 
im Haushalt).
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ab 2020

2017 – 2019



5. SGB IX Teil 2 
Kapitel 9: Einkommen und Vermögen –

2. Reformschritt

• Vermögen und Einkommen des nicht getrennt lebenden Ehegatten, 
Lebenspartners, des Partners einer eheähnlichen oder 
lebenspartnerschafts-ähnlichen Gemeinschaft wird vollständig 
freigestellt.

• Für Personen, die gleichzeitig Leistungen der Eingliederungshilfe und 
Hilfe zur Pflege erhalten und die erwerbstätig sind, gelten insgesamt die 
großzügigeren Heranziehungsregelungen der Eingliederungshilfe. 

• Vertrauensschutz zum Einsatz des Einkommens: Sicherstellung, dass der 
Leistungsberechtigte nach neuem Recht nicht schlechter gestellt wird 
als nach dem am 31. Dezember 2019 geltenden Recht
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ab 2020

2017 – 2019



Teil 1: 
Allg. Reha- und 
Teilhaberecht

Teil 2: 
Eingliederungs-

hilferecht

Teil 3: 
Schwerbehinder-

tenrecht

6. SGB IX Teil 3
- Schwerbehindertenrecht

• BTHG wird als Artikelgesetz ausgestaltet
• Artikel 1: Neufassung des SGB IX in drei Teilen
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Artikel 2 … …. … Artikel 26

• Änderungen in anderen Gesetzen: 



6. SGB IX Teil 3
- Änderungen im Schwerbehindertenrecht

Ziel: Präzisierungen im Schwerbehindertenrecht und Stärkung der 
Rechte von Schwerbehinderten

Unter anderem:
• Schaffung eines Merkzeichens           für Taubblindheit im 

Schwerbehindertenausweis
• Erleichterung der Berechtigung zur Inanspruchnahme eines      

Behindertenparkplatzes

• Wahl von Frauenbeauftragten in Werkstätten für behinderte Menschen
• Stärkung der Schwerbehindertenvertretungen (SBV) u.a. durch Absenkung 

der Schwellenwerte für Freistellungen auf 100 schwerbehinderte 
Menschen im Betrieb (heute 200) 

• Unwirksamkeit von Kündigungen im Falle der Nichtbeteiligung der SBV
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Reformstufe 3:
• Einführung SGB IX             

Teil 2 (EGHneu) 
• Zweiter Schritt bei 

Verbesserungen in 
der Einkommens-
und 
Vermögensberücks
ichtigung

7. Weiteres Vorgehen
- Inkrafttreten

Nach 
Verkündung 

1.1.2017 bzw. 
1.4.2017

1.1.2018
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1.1.2020

Reformstufe 1:
 Ab 1.1.2017:

• Vorgezogene Änderungen im 
Schwer-behindertenrecht

• Erster Schritt bei 
Verbesserungen in der 
Einkommens- und 
Vermögensberücksichtigung 
im SGB XII

• Erhöhung des 
Arbeitsförderungsgeldes von 
26 auf 52 Euro monatlich

 Ab 1.4.2017: Erhöhung des 
Schönvermögens für Bezieher 
von SGB-XII-Leistungen von 
derzeit 2.600 Euro auf 5.000 
Euro

Reformstufe 2:
• Einführung SGB IX             

Teil 1 und Teil 3
• Reform des 

Vertragsrechts der 
EGHneu im SGB IX

• Vorgezogene 
Verbesserungen im 
Bereich Teilhabe am 
Arbeitsleben und im 
Gesamtplanverfahr
en in der EGH im 
SGB XII

1.1.2023

Reformstufe 4:
• Leistungsberech-

tigter
Personenkreis in 
der 
Eingliederungs-
hilfe (Artikel 25a 
BTHG, § 99 SGB 
IX)



7. Weiteres Vorgehen 
- Umsetzung der reformierten Eingliederungshilfe

Umsetzungsbegleitung
- 2017 bis 2019 -

Wirkungsuntersuchung
- ab 2017 bis 2021 -

Modellhafte Erprobung der Verfahren und Leistungen 
- 2017 bis 2021 (ab 2019 inklusive Artikel 25a, § 99) -

Untersuchung der finanziellen Auswirkungen
- 2017 bis 2021 -

Untersuchung der Wirkung der Neuregelung des leistungsberechtigten 
Personenkreises (Artikel 25a, § 99)

- 2017 bis 2018 -

Evidenzbeobachtung der Länder
- ab 2020 -
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Art. 25 
Abs. 2

Art. 25 
Abs. 3

Art. 25 
Abs. 4

Art. 25 
Abs. 5

§ 94 
SGB IX 
-neu-

Art. 25 
Abs. 2



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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